
Anlage I  
 
Auswertung der Anhörung der Träger öffentlicher Belange und der öffentlichen Auslegung zum  
Bebauungsplan „Mühlbachweg – Erweiterung, 1. Änderung“  
 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag 

Regierungspräsidium 
Stuttgart  
eingegangen am 
26.04.2019 

Raumordnung 
Durch den Bebauungsplan sollen die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung eines Wohngebäudes ge-
schaffen und das bestehende weitere Nachverdichtungspoten-
tial ausgeschöpft werden. 

 
 

 Die Gemeinde Rudersberg ist nach PS 2.4.1.4 (Z) Regionalplan 
Stuttgart 2009 als Gemeinde mit verstärkter Siedlungstätigkeit 
festgelegt. Zu dem Siedlungsbereich gehören die Ortsteile, 
Hauptort, Schlechtbach und Oberndorf. 

 

 Außerdem gehört die Gemeinde Rudersberg gemäß PS 2.1.1 
(N) LEP 2002 zum Ländlichen Raum im engeren Sinne. Der 
Hauptort von Rudersberg ist nach PS 2.3.4 (Z) Regionalplan 
Stuttgart 2009 als Kleinzentrum Festgelegt. 

 

 Die Maßnahmen der innerörtlichen Nachverdichtung werden be-
grüßt. 

Kenntnisnahme. 

 Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupas-
sen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Ziele der Raumordnung sind als ver-
bindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu be-
achten (§ 3 Abs. 1 NR. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG). 

 

 In diesem Zusammenhang weisen wir auf die für Rudersberg 
geltende Mindestbruttowohndichte gemäß PS 2.4.0.8 (Z) Regio-
nalplan Stuttgart 2009 von EW/ha hin. 

Kenntnisnahme. Die vorliegende Planung führt zu 
einer Erhöhung der Wohndichte auf den überplan-
ten Baugrundstücken.  

 Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 
Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttre-
ten des Planes eine Mehrfertigung davon – zusätzlich in digitali-
sierter Form – im Originalmaßstab zugehen zu lassen. 

Kenntnisnahme. Das Regierungspräsidium erhält 
eine Mehrfertigung des Bebauungsplans, auch in 
digitalisierter Form. 

Landratsamt  

Rems-Murr-Kreis 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o.g. Verfahren wird wie folgt Stellung genommen: 
 
Am Verfahren wurden die Ämter  

 

 



eingegangen am 

09.05.2019 

 
Baurechtsamt  
Amt für Umweltschutz 
Straßenbauamt 
Kommunalamt 
 
beteiligt.  
 
Aufgrund der Fachbehördenbeteiligung liegen der Geschäfts-
stelle für Genehmigungs- und Planverfahren folgende Informati-
onen vor: 
 
1. Baurechtsamt  
 
Zum Textteilt Ziffer 1.7a: 
 
Es wird angeregt auf die ausnahmsweise Zulassung von Gara-
gen und überdachten Stellplätzen auf den nicht überbaubaren 
Grundstückflächen zu verzichten. 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche und die Garagenbaufenster 
bieten ausreichend Möglichkeiten zu Verwirklichung von Gara-
gen und überdachten Stellplätzen. Die verbleibende Fläche zwi-
schen der überbaubaren Grundstücksflächen und dem Mühl-
bachweg sollte als Vorgartenfläche von einer Bebauung freige-
halten werden um ein ansprechendes Straßenbild zu erhalten.  
 
Hinweis: 
Bitte senden Sie den rechtskräftigen Bebauungsplan mit Anla-
gen digital unter gis@rems-murr-kreis.de an das GIS-Zentrum 
im Landratsamt Rems-Murr-Kreis. Für Rückfragen steht Ihnen 
Herr Peter zur Verfügung, Tel. 07151/501-2083. 

 
 
 
 
 
Die Anregung wird aufgenommen. Auf die aus-
nahmsweise Zulässigkeit von Garagen und Car-
ports außerhalb der überbaubaren Flächen wird 
verzichtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Das GIS-Zentrum des Landrats-
amts erhält eine digitale Mehrfertigung der Planun-
terlagen. 

 
2. Amt für Umweltschutz 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
Der von uns zu beurteilende Artenschutzbericht liegt noch nicht 
vor. Dieser ist beauftragt, wird aber nach Auskunft der Ge-
meinde erst in den kommenden Monaten fertiggestellt. Daher ist 

 
 
 
 
Kenntnisnahme.  



derzeit noch keine naturschutzrechtliche Stellungnahme mög-
lich. 
Immissionsschutz 
Im Osten grenzt das Gebiet an ein Gewerbegebiet. Grundsätz-
lich bestehen Bedenken, wenn Wohngebiete direkt neben Ge-
werbegebieten geplant werden. In diesem Fall sind im Gewer-
begebiet nur Büro- und Verwaltungsgebäude zugelassen, so-
dass Überschreitungen der Lärmrichtwerte im geplanten Wohn-
gebiet unwahrscheinlich sind. Sofern es also durch die Aus-
schreibung des Wohngebiets nicht zu Einschränkungen des be-
nachbarten Gewerbegebietes kommt, bestehen keine Beden-
ken. 

 
Kenntnisnahme. Mit Überschreitungen der Lärm-
richtwerte ist aus den genannten Gründen nicht zu 
rechnen. Das Plangebiet ist zusätzlich durch den 
bestehenden Lärmschutzwall entlang der Siemens-
straße geschützt 

Grundwasserschutz 
 
Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundsätzlichen Be-
denken. 
 
Die Fläche ist bereits weitgehend bebaut und soll nachverdich-
tet werden durch Bebauung in den hinterliegenden Gärten. 
Das Gebäude 3 liegt in der geplanten Zone III des Wasser-
schutzgebietes für den Tiefbrunnen Rudersberg. 
Es wird gebeten, dies im Bebauungsplan als Planung aufzuneh-
men. 
Es ist auf diesem Grundstück das beigefügte Merkblatt "Bauen 
im Wasserschutzgebiet Zone III" zu beachten. 
 
Auf der Bebauungsplanfläche sind keine Baugrunderkundungen 
bekannt. 
Die Bebauungsplanfläche liegt nach geologischer Karte im Be-
reich von setzungsempfindlichem Auelehm-Boden. 
Daher sollte für die Neubebauung die Erdgeschossfußboden-
höhe (EFH) keinesfalls tiefer als die höchste EFH der vorhande-
nen unterkellerten Gebäude festgesetzt werden, damit bei evtl. 
Eingriffen ins Grundwasser nicht unter die Unterkante der vor-
handenen Gebäude eingegriffen wird, da dann ungleichmäßige 
Nachkonsolidierungen unter den vorhanden Gebäuden stattfin-
den. Andernfalls ist vor Festsetzung der EFH eine Baugrunder-
kundung durchzuführen und der Bebauungsplan zur erneuten 
Stellungnahme vorzulegen. 

 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. Ein Hinweis auf die Lage in der 
geplanten Zone III des Wasserschutzgebiets für 
den Tiefbrunnen Rudersberg wird in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. Das Merkblatt „Bauen im 
Wasserschutzgebiet Zone III“ wird der Begründung 
als Anlage beigefügt. 
 
 
 
Die Anregung wird aufgenommen. Auf den Bau-
grundstücken werden Erdgeschossfußbodenhöhen 
(EFH) festgesetzt die sich an der unterkellerten Be-
standsbebauung orientieren und ca. 0,8 – 1 m über 
dem bestehenden Gelände liegen. Unterschreitun-
gen der EFH sind nur zulässig wenn auf eine Un-
terkellerung verzichtet wird.  



 
Für Rückfragen steht zur Verfügung: 
Herr Krumwieh, Tel. 07151 - 501 2763 
Bodenschutz 
 
Bei Durchführung eines Verfahrens nach § 13a BauGB gelten 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans 
auf Flächen von weniger als 20.000 m² zu erwarten sind, als zu-
lässig und bedürfen keiner Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung (§ 
13a  Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 
 
Der Verzicht auf eine formelle Umweltprüfung im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a entbindet die Gemeinde jedoch nicht 
von der Pflicht, die Belange des Bodenschutzes nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB sowie § 1a BauGB bei der Abwägung zu berück-
sichtigen. 
 
Die Inhalte des Merkblattes "Bodenschutz bei Baumaßnahmen" 
sind zu beachten und umzusetzen. 

 
 
Kenntnisnahme der Rechtslage. 

Altlasten und Schadensfälle 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
Im Planbereich liegen keine Flächen, die im Bodenschutz- und 
Altlastenkataster erfasst sind. 

 
 
Kenntnisnahme. 

Kommunale Abwasserbeseitigung 
 
Bei der Ausführung sind die Vorgaben des § 55 Abs. 2 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) und der Niederschlagswasserverord-
nung zu beachten, wonach Niederschlagswasser ortsnah über 
die belebte Bodenzone mit einer Mächtigkeit von mindestens 30 
cm breitflächig versickert, verrieselt oder in ein oberirdisches 
Gewässer eingeleitet werden soll, soweit dem weder wasser-
rechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  

 
 
Kenntnisnahme der Rechtslage. 
Die Ableitung des Niederschlagswassers erfolgt 
über die bestehende Kanalisation. Eine Versicke-
rung oder Verrieselung ist im Plangebiet nicht mög-
lich. Die Installation eines neuen Trennsystems 
wäre aufgrund des geringen Planungsumfangs un-
verhältnismäßig. 

Gewässerbewirtschaftung  
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 

 
 
Kenntnisnahme. 

Hochwasserschutz und Wasserbau  



 
Nach den Hochwassergefahrenkarten (HWGK) des Landes Ba-
den-Württemberg wird der Vorhabensbereich bei einem extre-
men Hochwasserereignis (HQextrem) überschwemmt (vgl. An-
lage) und liegt daher im Risikogebiet nach § 78b Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG). Diese Verhältnisse sind in den Bebauungs-
plan und in den Textteil darzustellen und der Schutz von Leben 
und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sachschäden 
in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch zu berück-
sichtigen. Es sollen nur hochwasserangepasste Bauweisen er-
folgen und die Belange des Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge berücksichtigt werden. Weitere Hinweise zum 
Objektschutz und zur baulichen Vorsorge in Überschwem-
mungsgebieten können dem beiliegenden Merkblatt und der 
Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Internet unter 
https://www.fib-bund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser/2016-
08_Hochwasserschutzfibel_7.Aufl.pdf entnommen werden.  
Bei Beachtung der in § 78 b WHG genannten Bedingungen be-
stehen gegen den Bebauungsplan keine Bedenken. 
 
Für Rückfragen steht zur Verfügung: 
Herr Kupke, Tel. 07151 - 501 2837 
Frau Lenz, Tel. 07151 - 501 2223 

 
Kenntnisnahme. Ein Hinweis auf die Lage im 
HQextrem wird in den Bebauungsplan aufgenom-
men. 

  
3. Straßenbauamt 
 
Die geplante „Mühlbachweg-Erweiterung“ befindet sich im Ver-
knüpfungsbereich der Siemensstraße (L 1080). Insofern sind 
die Anbaubeschränkungen des § 22 StrG zu beachten. Hier-
nach dürfen Hochbauten jeder Art längs der Landesstraße in ei-
ner Entfernung bis zu 20 Meter, jeweils gemessen vom äußeren 
Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten 
Fahrbahn, nicht errichtet werden. 
 
Außerdem sollen laut Begründung die Grundstücke über den 
Mühlbachweg erschlossen werden. Hier muss der Ein- und Aus-
fahrtsbereich von Garagen mindestens 5,0 m, der von 

 
 
 
Das gesetzlich vorgeschriebene Anbauverbot ent-
lang der Siemensstraße wird im Planteil des Be-
bauungsplans nachrichtlich dargestellt. Die Bau-
grenzen wurden an das Anbauverbot angepasst. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 



überdachten Stellplätzen (Carports) mindestens 1,0 m Abstand 
zur öffentlichen Verkehrsfläche haben. 
Dies erscheint ausreichend, sofern die Garagen bei einem Min-
destabstand von 5,0 m elektrische Tore bzw. Rolltore haben. 
Hier ist aufgrund der Kurvensituation darauf zu achten, dass 
keine Fahrzeuge auf der Fahrbahn stehen. Somit gilt entweder 
eine Aufstellfläche auf privatem Grund oder eine direkte Zu-
fahrtsmöglichkeit in die Garage.  
 

Die notwendigen Sichtfelder gemäß der Richtlinien für die An-
lage von Stadtstraßen (RASt) sind für die Ein- und Aus-fahrten 
zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

  
4. Kommunalamt 

 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 

Verband Region  

Stuttgart 

eingegangen am 

06.05.2019 

Der Planung stehen regionalplanerische Ziele nicht entgegen. Kenntnisnahme. 

Syna GmbH 

eingegangen am 

09.05.2019 

Gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan bestehen von 

unserer Seite aus keine Bedenken. Die Stromversorgung kann 

aus unseren bestehenden Anlagen sichergestellt werden. 

Kenntnisnahme. 

Telekom 

eingegangen am 

02.05.2019 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Te-

lekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. 

 

 

 Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müs-

sen weiterhin gewährleistet bleiben. 

Kenntnisnahme. 

 Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes 

sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den 

Kenntnisnahme und Beachtung bei Planung und 

Umsetzung der Baumaßnahmen. 



Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 

dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Be-

bauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH un-

ter der im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, 

mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-

den. 

 

 

unitymedia 

eingegangen am 

07.05.2019 

 

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Kenntnisnahme. 

 
 


